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Es gilt das gesprochene Wort
Anrede,

zu dieser fortgeschrittenen, vorweihnachtlichen Stunde sollte eigentlich schon der Weihnachtsfrieden wirken. Das wäre wünschenswert – leider steht nur gerade jetzt der Verkehrsetat für 2007 zur Debatte. – Und die einzige vorweihnachtliche Assoziation zu diesem Verkehrsetat der Landesregierung ist die Vorstellung eines „Wunschzettels“!

Anrede,

denn leider spiegeln sich in diesem Haushaltsentwurf nicht die Mobilitätsbedürfnisse und Wünsche der Bürgerinnen und Bürger sowie der Wirtschaft in unserem Lande wider – sondern vielmehr die Einsparwünsche des Finanzministers. 
Der Verkehrsbereich hat im Rahmen der Arbeit der Landesregierung erheblich an Bedeutung verloren! Wie in einem Steinbruch werden im Verkehrsetat Finanzmittel herausgebrochen – und dem immer Weniger an Finanzmitteln steht ein immer Mehr an Ankündigungen des Ministers gegenüber.
Dafür folgende Beispiele:

Erstens:

Die von der CDU/SPD-Regierung im Bund vereinbarte Kürzung der Regionalisierungsmittel werden nicht, wie in anderen, auch CDU-geführten Ländern, durch eigene Landesmittel kompensiert (dafür hätten die erheblichen Steuermehreinnahmen verwendet werden können!), sondern gnadenlos an die Verkehrsunternehmen und Verkehrsverbünde weitergegeben. Gleichzeitig wurde vor der Sommerpause 2006 ein „intelligentes Sparen“ durch eine fundamentale Struktur- und Finanzreform des Öffentlichen Personennahverkehrs angekündigt – und selbst sieben Monate später liegt außer diesen Ankündigungen dem Parlament nichts vor!
Zweitens:

Die Mittel für Sicherheit und Service im ÖPNV werden im Verkehrsetat halbiert – also genau in einem Bereich, der mehr anstatt weniger Aufmerksamkeit benötigt: Zwei Bombenattentatsversuchen im nordrhein-westfälischen ÖPNV, Pendlerprotesten und chronischen Verspätungen auf der Schiene begegnet diese Landesregierung mit massiven Mittelkürzungen!
Drittens:

Das in der Vergangenheit erfolgreiche Vorgehen, mehr Güter weg von der Straße auf die Schiene zu bringen, wird durch radikale Mittelkürzungen bei den NE-Bahnen und Gleisanschlussprogrammen beendet. Dabei ist es doch gerade die FDP, die auf der Schiene mehr Wettbewerb stets angekündigt hat.
Viertens:

In dem vom Ministerpräsidenten Rüttgers angekündigten „Jahr des Kindes“ werden die Schülerbeförderungskosten um über 49 Millionen Euro gekürzt und gleichzeitig ein Schulgesetz verabschiedet, welches durch die Aufhebung von Schulamtsbezirken mehr anstatt weniger Mobilität für Schülerinnen und Schüler begründen wird. Dieser Einschnitt in die Schülerbeförderungskosten betrifft originär eigene Landesmittel, die vor allem im ländlichen Bereich die Grundvoraussetzungen für ein öffentliches Verkehrsangebot sind.
Bei dem Fingerzeig von Minister Wittke auf den Bund im Rahmen der von ihm gern besuchten Protestveranstaltungen in der ersten Jahreshälfte zeigen immer noch drei eingeknickte Finger auf ihn selbst zurück. Und diese drei Finger meinen vor allem die Schüler, das öffentliche Verkehrsangebot insbesondere im ländlichen Raum sowie die Verkehrsunternehmen – alle werden unter diesem Sparvorschlag erheblich zu leiden haben.

Fünftens:

Im Landesstraßenbau geht’s „drunter und drüber“: Im CDU-Wahlprogramm – heute noch nachlesbar – wird ein „Sonderprogramm Verkehrsinfrastruktur 2010“ angekündigt und die FDP-Fraktion hat zu ihren Oppositionszeiten für die Jahre 2004 / 2005 Ansatzerhöhungen um über 167 Millionen Euro für den Landesstraßenbau beantragt. Davon will keine der Koalitionsfraktionen und erst recht nicht die Landesregierung heute noch irgendetwas wissen. Vielmehr ist man stolz, den damaligen rot-grünen Straßenbauansatz beibehalten zu können – und selbst das ist nicht ehrlich:
– Zum einen werden pressewirksame Sonderprogramme, wie das zur Behebung von Winterschäden im Frühjahr dieses Jahres, nicht mit neuen Mitteln versehen, sondern aus ein und demselben Topf gefüttert. 
– Zum andern wird mit der Verkehrsplanung und hier insbesondere mit den Bedarfsplänen – den Menschen im Land „Sand in die Augen gestreut“. Immer mehr Maßnahmen finden durch die Fortschreibung der Bedarfspläne dort Berücksichtigung, ohne dass deren Finanzierung auch nur ansatzweise entsprechend fortgeschrieben würde: Die Integrierte Gesamtverkehrsplanung für Nordrhein-Westfalen erhält eine ganze Maßnahmenkategorie im Bereich Unterhaltung und Instandsetzung, deren Finanzierung völlig ungeklärt ist. Und der mit dem vorliegenden Verkehrsetat zu verabschiedende Entwurf des Landesstraßenbauprogramms 2007 enthält 56 Maßnahmen, von denen 9 Maßnahmen für das kommende Jahr einen Nullansatz haben (für die also in 2007 gar keine Mittel vorgesehen sind) und zusätzlich sage und schreibe 29 Maßnahmen mit einem Mittelansatz von oftmals weit unter einer Million Euro. Das heißt, bei über der Hälfte der Maßnahmen im Landesstraßenausbauprogramm 2007 wird im Jahr 2007 nichts passieren. Die Aufnahme von Maßnahmen in dieses Bauprogramm ist somit rein symbolischer Natur.
Sechstens:

Die Kürzungen im Bereich der Verkehrssicherheit im Haushaltsjahr 2006 werden glücklicherweise im vorliegenden Haushaltsentwurf 2007 wieder rückgängig gemacht, so dass dem SPD-Änderungsantrag vom März dieses Jahres nunmehr in vollem Umfang entsprochen wird – obwohl er damals von den Regierungsfraktionen abgelehnt wurde!

Anrede,

zusammenfassend lässt sich sagen: Im Verkehrsbereich gibt es auch 2007 nichts Neues – außer vielen Versprechungen! Dort wo sich im Straßenbau in NRW tatsächlich was bewegt – und dies gilt auch für Bonuszahlungen bei schneller Auftragserledigung im Rahmen des Baustellenmanagements – handelt es sich um Bundesmittel, die sich seit der SPD-Regierungsverantwortung im Bund für NRW Jahr um Jahr erhöht haben.

Anrede,

die SPD-Fraktion lehnt daher den Verkehrsetat mit folgendem Kommentar ab:
„Wohl dem, der an den Weihnachtsmann glaubt – aber auch er wird an seinen Taten gemessen!“

Vielen Dank für Ihre Aufmerksamkeit!
